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Herrn 
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Parlament 
1017 Wie n 

Wien, 'L 'f. i ,lftl 

:l311-/AB 
1988 -08- 25 

zu 245' IJ 

In Beantwortung der schriftlichen parlamentarischen Anfrage Nr. 

2456/J betreffend Bims-Anlage der VÖEST-Alpine AG, welche die 

Abgeordneten Dr. Dillersberger und Eigruber am 8. Juli 1988 an 

mich richteten, beehre ich mich wie folgt Stellung zu nehmen: 

Zu Punkt 1 der Anfrage: 

Mit dem in Ablichtung beiliegenden Bescheid des Magistrates der 

Landeshauptstadt Linz, Baurechtsamt, als Gewerbebehörde I. In­

stanz, vorn 15.7.1958, GZ 671/R-SO, wurde der damaligen Vereinig­

ten Österreichischen Eisen- und Stahlwerke AG die gewerbepolizei­

liche Genehmigung für die Errichtung eines zweiten Blasstahlwer­

kes (LD-Stahlwerk 11) mit zwei Tiegeln erteilt. 

Die entsprechende Betriebsbewilligung erging mit dem gleichfalls 

beiliegenden Bescheid des Magistrates der Landeshauptstadt Linz, 

Baurechtsamt, vorn 18.5.1960, GZ 671/R-SO. 

Nach Ansicht der Gewerbebehörde I. Instanz wurde die Anlage zur 

Granulat- und Rohbimserzeugung, also die sogenannte Bims-Anlage, 

in diesem Genehmigungsverfahren mitbehandelt, ohne daß in diesem 

Zusammenhang detailiert auf diesen Anlagenteil eingegangen wurde . 
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Zu Punkt 2 der Anfrage: 

Zu folge der zum Genehmigungszeitpunkt nicht zu Tage getretenen 

Umweltproblematik enthält dieser Bescheid keinerlei Auflagen hin­

sichtlich der Begrenzung von Emissionen, zur Entsorgung von Rück­

ständen oder hinsichtlich sonstiger umweltrelevanter Belange. 

Nachdem die Zusammensetzung der in der gegenständlichen Anlage 

verarbeiteten Schlacke und die Schlackenbasizität innerhalb en­

ger Grenzen konstant bleiben und die Betriebsweise der Anlage in 

den letzten Jahrzehnten unverändert war, wurden auch in den Fol­

gejahren keinerlei Auflagen in Bezug auf den Umweltschutz vorge­

schrieben. 

Zu Punkt 3 der Anfrage: 

Aufgrund der in den vergangenen Jahren gehäuft auftretenden Ge­

ruchsbelästigungen durch Schwefelwasserstoff wurde die Betriebs­

anlage am 21.5.1987 sowie nach zwischenzeitigem Vorliegen eines 

Berichtes des Umweltbundesamtes Wien am 11.8.1987 einer gewerbe­

behördlichen Überprüfung unterzogen. 

Als Ergebnis dieser Überprüfungen wurde der VÖEST-Alpine AG mit 

dem gleichfalls in Ablichtung beigelegten Bescheid des Magistra­

tes der Landeshauptstadt Linz, Baurechtsamt, vom 12.8.1987, GZ 

SOl/SO, gravierende Maßnahmen zur Emissionsreduktion aufgetragen. 

Nach einer geringfügigen Abänderung dieser Vorschteibungen, die 

mit Bescheid des Magistrates der Landeshauptstadt Linz, Baurechts­

amt, vom 3.11.1987 erfolgte, erwuchsen diese Auflagen gemäß § 79 

GewO 1973 in Rechtskraft. 

Wie der beiliegenden Ablichtung des Bescheides vom 3.11.1987 zu 

entnehmen ist, wurde der VÖEST-Alpine AG hiebei eine Frist bis 

1.1.1990 zur Sanierung oder Stillegung der gegenständlichen Anla­

ge gesetzt. 
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Zu Punkt 4 der ~nfrage: 

Der Bescheid des Magistrates der Landeshauptstadt Linz vom 3.11. 

1987 ist nach dem Informationsstand meines Ressorts rechtskräftig 

und daher ein Bestandteil der Rechtsordnung. Sollte sich ergeben, 

daß die nach § 74 Abs. 2 GewO 1973 wahrzunehmenden Interessen 

durch die rechtskräftig vorgeschriebenen Auflagen nicht hinrei­

chend geschützt sind, hat die Gewerbebehörde I. Instanz von Amts 

wegen ein Verfahren nach §·79 leg.cit. durchzuführen. Darüberhin­

aus ist es Aufgabe der Gewerbebehörde I. Instanz, die Betriebe 

gemäß § 338 leg.cit. zu überwachen. Schließlich bleibt noch unter 

den dort normierten Voraussetzungen die Anwendung der Bestimmun­

gen des § 68 Abs. 3 AVG 1950. 

Zu Punkt 5 der Anfrage: 

Eine Legisvakanz im technischen Sinn liegt nicht vor, weil die 

GewO 1973 i.d.g.F. nach wie vor gültig ist und die obzitierten, 

rechtskräftigen Bescheide Bestandteil der Rechtsordnung sind. 

Sobald die "neuen Umweltschutzgesetze" (Gewerberechtsnovelle 1988, 

Luftreinhaltegesetz für Kesselanlagen - LRG-K) in Kraft treten, 

sind diese ebenfalls gültig und von allen 

zuwenden. Bereits jetzt steht fest, da 

Bestimmungen in der Praxis ein Tageso 

referententagung 1988 sein wird und d 

effizientes Vorgehen gesichert werden 

zuständigen Behörden an­

e Handhabung der neuen 

gspunkt auf der Gewerbe-
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BEILAGEN zu Zl.10.101/313-XI/A/1a/88 

Ma~istrat der Landeshauptstadt Linz 
Daurechtsamt 

-------
GZ 671/R-SO 'Linz, am 15.7.1958 

'Betreff:, Vereinigte Österr. Eisen- u.Stahlwerke AG. (Akt 119) 
Errichtung eines zweiten Blasstahlwerkes 
im Werksgelände. 
Gewerbepolizeiliche Genehmigung. 

Bescheid 

Die Vereinigten Österr. ,Eisen- u • Stahlwerke AG. haben ha" um 
die Erteilung der gewerbepolizeilichen Genehmigung für die Er­
richtung eines zweiten Blasstahlwerkes (LD~Stahlwerk 11) mit 
2 Tiegel fm We~ksgelände angesucht. "' 
Uber'dieses 'Ansuchen ergeht auf Grund der Lokalve.rhandlung vom 
18~6.1958 gemäß § 58 AVG 1950 nachstehender" 

'Spruch: 

I .. Dem Ansuchen wird hiemi t Folge gegeben und gemäß, § 25 der 
Gewerbeordnung in Verbindung mit der eisenbahnrechtlichen Ge­
nehmigung des Bundesministeriums für Verkehr und'Elektrizitäts­
wirtschaft v. 23 .. 5 .. 1958, Zl 5495/1-1958, ,die Errichtung ~i.nes I 

zwei.ten Blasstahlwerkes (LD-Stahlwerk 11) mit 2 Tiegel "inner­
halb des Detriebsgeländes in der KG" St. Peter dargestell.t in den 
Plänen vom 27.5.1957, 1 .. 601957, 3008,,1957 und 2204.1958 sowie der 
Betriebsbeschreibung vom 8 .. 5 0 1958 in gewerbepolizeilicher Hin­
sicht'für zulässig erklärt und nach Maßgabe folgender,Vorachrei-
bung~n genehmigt: " 

1.) Für sämtliche maschinelle Anlagep, deren Beurteilung nur auf 
. Grund der Konstruktionszeichnungen erfolgen kann, .wie dies 

, zoB. bezüglich der Krane, Aufzüge, Lasthebevorrichtungen, 
Kippvorrichtungen, Transportanlagen, Hängebahnen, Dt;UIlpf­
kessel, Dampfgefäße, Druckgefäße, Hauptleitungen zU,Gas-.und 
Flüssigkeitsführung, und zur elektrischen Stromversorgung 
der Fall ist, sind Detailpläne in dreifacher Ausfertigung, 
vorzulegen und bleibt die Stellung spezieller Vorschreibungen 
bezüglich dieser Anlagen der Vorlage der Detailpläne vor~ 
behalten. 

2.) Für das ges,amte LD-Stahlwerk 11 sind die Bestimmungen der 
Dienstnehmerschutzverordnung vom·10.11.'1951, BGBl. 265, sowie" 
die Bestimmungen der Eisenhüttenver'ordnung vom 31.3.1955, 
BGBl. 122 und der Staubbekämpfungsverordnung vom 5.7.1954, 
BGBI. 185, dauernd einzuhalten. 

3.) Sämtliche elektrischen Installationen sind nach den ein­
schlägigen VDE-Vorschriften mit den Abtinderungsbestimmungen 
der diesbezüglichen ministeriilen Runderltisse und den be­
hördlich anerkannten ÖVE-Bestimmungen auszuführen und in­
standzuhalten. 

-/-
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4.) BezUglich der ~usfUhrunG und"des Betriebes der AufzUge 
sind die Bestimmungen des O.O.-LandcsaufzuGgcsctzes vom 
23.3.1956, LGBI. 10 und der O.O.-LandesaufzuGsverordnung 
vom 25 0 6'. 1"95'6; LGBI .,20, zu beobachte n o 

Die Krane müssen den Dest,immungen der ÖNORM M 9600, l.i 9601, 
M9602 und M 9603 entsprechen und sind nach den gUltigen 
Normbestimmungen zu berechnon und zukonstruiereno Diese' 
Uormbcstimmungen sind, sowohl bei der Aufstellung wie beim ' 
Betrieb dauernd ,zu beobachten. 

I 

50) Bezüglich der zum Einbau kommenden Dampfkessel, DOOlpfge.fäße,:, , 
u,nd Druckgefäßesind die Bestimmungeh der Dampfkesselver- '", 
ordnut:lg vom 1704.1948 v BGDI. 83, samt allen Abänderungser~ ;';;\ 
lässen zu befolgen. Soweit im Sinne dieser gesetzlichen· ' .. i,.;, i' 
Bestimmungen eine' Sondergenehmigung vom Bundesministerium ,':'" 
für Handel 'und' Wiederaufbau erforderlichist,p ist di~selbe" ':' ," 
ehestens zur ,E~nreichung zu bringen und erst niwhträglich, '; ';:" 

'~, nach erfolg,ter Sond'erge nehmigung die Einreichung der Kon- " 
struktionszeichnungen und technischen Beschreibung beim 
Magistrate Linz im Wege über den zus'tändigen Dampfkess'el­
inspektor zu bewerkstelligen .. 

6 0 ) Sämtliche Gasinstallationen sind, nach den Bestimmungen das' . 
österreichischenGasregulatives in der Fassung des·BGBl.Nr. 
236/36 sowie sinngemäß nach jenen Richtlinien unA Vor­

',schriften a~~zuführen und instandzuholten, die in der Zeit­
schrift der .-"Deutschen Gas:'" und Wasserfachleut,e 11 verö.ffent-,' 

, licht ,worden,sind .. , ' 

BezUglich der Sa~e~s'tofflei tungen und -einfUhrunGen in d~e ! 

LD-:-Tiegel (Konverter) sind sinngemäß'jene Sicherheitf?maß-' 
nahmen zu 'beachten, die 'als Entwur~'der "I?eutschen Berufs­
geno§'s'enschaftenn für Industriesauerstoffwerke und Dlas,­
stahlwerke im Dezember 1957 in der Zeitschrift "Die Berufs­
ge,nossenschaft:l veröffentlicht wurde 0 

. . . - , ,. 

7,,) HinsichtlichdeJ; Versiqkerung der Küh1:~'und neinigungBV(ä~ser 
nach Absetzen des l::isenschlammes im Klär- und Absetzbecken 
'ist das Binvernehmen mit der Was'serrechtsbehörde her.zustellen. 
und - soweit VOll .di'eser, als erforderlich festgestellt--::- eine 
wasserrechtliche 'Gcn~igung diese,r ,V;ersickerung 'zu, erwir~en. 

',' ..,., . . . . 

80) Sämtliche' LD-Tiegel (Ko'nv~rter) des, ne'uen LD-Stahlwer~eB II 
sind init J!:ntstaubungsanlagen auszustattenl' die sowohl in 
ihrer gewichtsmäBig feststellbaren,nls auch im optischen Ver­
gleich zwisch,e,n den Abgasen der ,einzelnen LD-Tiesel fest:­
stellbaren Wirkungsweise jener optimcl.en r;ntstaubung~anlag~ 

, glei:chzusetzen 'Sindi' di9 nach .ja4rel,~~gen' ~rprobungen beim 
LD-~ieg-el- 2 des LD-Stahlwerkes I ,nunlIiehr, e~nßebaut w:urde .. 
Soll te'nwider 1::rwarten .'sich ,bei den mit diesen Ent{3taubungs­
anlagen ausgcstatteten LD-Tiegcldoch noch unzulässige 
Bell;istigungen durch" übe.rmäßißc: Staubauss~o~u,ngen au~ der: , 
LD-Stc;.hlwerken für die Bclegschaft, 'der VOEST oder fur d~e 
DEnybnrier des Stadtgebietes ergeben? so bleibt ,die Stellung 
weiterer .AbhilfamaBnahmen gegen die laimaverschlechteru.ng" 
im Werksgelände oder im Stad'l;gcbiet vorbehalto,n, wobei auch 
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von der Deh~de .die Ermittlung der auscestoßenen Staub­
menge in der unmittelbaren UmGebullß der .i:~usblasestutzen am 
Dach der LD-Stahh/erl::e bzw. ihrer optischen Wirl;:ungsweise 
durch fotographische Aufnahmen und optische Messungen a~ge­
ordnet'wörden kann. 

9.) Nach Fertigstellung, aber vor Inbetriebnahme des LD-8tahl~ 
werkes 11 ist beim Magistrat Linz um Betriebsbewilligung 
anzusuchen. 

10.) FUr die Brandbekämpfung sind außerhalb des Gebäudes des 
LD-ßtahlwerkes 11 in der Nähe der 2 sLidlichen Ecken und .".' 
ungefähr in der Mitte der Nordseite je ein Oberflurfall­
mantelhydrant mit 2 B- und 1 A-Anschluß vorzusehen. Hiebei 
ist. eine dauernde Zufahrtsmöglichlceit für Löschfahrzeuge 
vorzusehen. 

11.) Im 'Inneren des LD-Stahlwerkes'II sind fUr eine eventuelle 
i, ' Brandbekämpfung sowie für die Kühlung bei Uberlaufen von 

120) 

13. ) 

. Dchmelzgut und dgl. 4 Wandhydranten mit je 1 B-Anschluß 
bereitzustellen. Die AnbringuugGstellen sind im Einvernehmen 
mit der Betriebsfeuerwehr festzulegen und hiebei ist auf 
leichte Zugangsmäglichkeit im Bedarfsfalle besonders zu' 
achten. . 

Für ,erste Feuerlöschhilfe sind den FÖ-Normen entsprechende 
und zugelassene Handfeuerlöscher in ausreichender Anzahl 
in den Werkshallen, auf den YJanen und in den verschiedenen' 
Nebenanlagen anzubringen und ständ;ig einsatzbereit z~ .halte~. 

Die Anzahl', die Art, die Größe. und die Standorte der Geräte' 
für 1. Feuerlöschhilfesi'tid im: .Einvernehmen mit der 'Betri.e.bs­
feuerwehr, 'der Fcuen1ehr 'der Stadt .Linz und dem Bau- und ,., . 
Feuerpolizeiamt ·des Magistrates .Linz festzulegen. DiesbezUg- . 
J:iche Ergänzungsvorschreibungen :bleib.en·bis zur behördlichen· 
Uber.prüfung der endgültigen Einrichtung des LD-Stahlwerb3s 
11 vorbehalten~ 

Im Einvernehmen mit dem Vertreter des Gesundheitsamtes wird 
darauf verwiesen, daß für die Belegschaft des LD-StnhlWerkes 
1+ Wasch-, Bade-,. Garderobe- und Abortanlagen nach den Be­
s.timmungen der Dienstnehmerschutzverordnung zu errichten sind. 
Die Anlage~ sind so zu situieren, daß die Dienstnehmer bei 
Benützung derselben nicht der Gefahr der Brkältung ausge­
setzt sind. Falls also das Garderobegebäude freistehend er-· 
richtet wird, ~uD eine gedeckte Verbindupgsbrücke hergestellt 
werden. Darüber hinaus ist es erforderlich, daß innerhalb 
des Stahlwerkes Abortanla8en mit einfacher Waschgelege~~eit 
sowie einige JausOnräume (Aufenthaltsr8.ume) für die im 
Schichtbetrieb tätige Belegschaft in entsprechender Verteilung 
im Gebäude, eingerichtet werden. lLuch Trinl:wasserausläufc sind 
vorzusehen. 
Pläne der Anlagen sind der Geneh~igungsbehörde vorzulegen. 

Es wird darauf verwiesen, daß die vorgenannten Anlaßen einen 
wesentlichen Bestandteil des ncuen LD-Stahlwerkes bedeuten 
und daher'gleichzeitig mit der Inbetriebnahme des LD-Stahl-
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werkes zur Benützung für die Arbeitnehmer vorhanden sein 
müssen.. . 

" 

.14.) Falls in der Stahlwerkshalle sowie im LD-Stahlwerk I eine 
Kokillenflämmereieingerichtet,.wird, muß, dieser Arbeits­
platz entsprechend abgeschirmt und mit einer Absaugeein-
fichtung versehen,werden. , . ' ' 

15.) Bezüglich Ausgestaltung der ICrananlagen 'wurde im Amtsgut­
achten bereits vorgeschrieben, daß diese den NORNL-Bestim­
mungen entsprechen müssen. Auf Grund der im bestehenden 
LD-Stahlwerk gesammel t,en Erfahrungen ist es notwendig', daß 
die,' ind'er Tiegelhalle , in .der Gießhalle und in der Stripper ... 
halle laufenden -Krane in der Kranführerkabine eine Kühlhn":' 

,lage samt Isolierung besitzen müssen. (Klimaanlaee)! 

16.) Die Gaslei tunge,n und die. Gasfeuerungen müssen - wie im Amts­
gut'achten verlangt - den Bestimmungen des Gasregulatives und 
der Eisenhüttenverordnung entsprechen. Es wird festgehalten, 

, daß für den Betri.eb der Pfanne'nfeuer, Stopfenfeuer und dgl.,. 
. nur K6ksgas verwendet werden darf 0 . . 

17.) Für den Betrieb der LD-Tiegel und der wrigen wichtigen Be"':' 
triebseinrichtungen sind Bedienungsvorschriften zu erlassen. , 

Die Betriebsanlage darf erst nach Erfüllung der obigen 'Vor-· ,; 
schr.~ibungen in Betrieb gen.0mmen werden. 

I1G -Im Sinne 'des § 74 der Linzer. Bauordnung werden d·ie mit· d'er 
Errichtung des, LD-Stahlwerkes 11, verbundenen Daumaßnahmen, 
unter der Voraussetzung der Beibringung der Grundrisse und 
Schnitte der bei der heutigen Verhandlung noch nicht endgülti'g 
festliegcn4~n.Dauteile, spätestens bis zur Fertigstellung des( 
Objektes und Binhaltung der einschlägigen Bestimmungen' der ,'. 
Linzer Bau'ordnung sowie Einhal tung dergewerbep'olizeilichen ' 
Vorschreibungen, wobei insbesonders der Punkt 7.) de,s tbch- ' 
nischen'. Gutachtens bezüglich Abwasserbeseitigung: und die ~feuer­
polizeilichen Vorscbreibungen.zu beachten sind, zur KenntQis 
'o-enOGilllen. .' . . , " " -: 
EI ' . 

. AnVerwaltungsabgabc und Kommissionsgebühr sowie Barauslage~~ 
-ersatz ist gemäß § 76 Abo. 1, §§ 77 und 78 f~VG 1950 - und § 10 
Abs. 4 des Arbeitsinspektionsgesetzes - vom Konsenswerber an 
den Magistrat Linz e~n Betrag von S 2362.-- zu entri~hten. . 
Dieser Betrag ist mittels beiliegenden Erlagscheines binnen 
längstens 4 Wochen einzuzahlen. 

B e gr ü n du n g 

Die erteilte Genehmigung entspricht dem Parteibegehrenund 
beruht'auf dem positiven.Ergebnis der Lokalverhandlung. 
Die Vorschreibungen waren im öffentlichen Interesse, zum Schutze 
de'r Anrainer vor unzulässiger Belästigung und im Hinblick ouf 
die Sicherheit der Arbeitnehmer erforderlich. 

-/-

2377/AB XVII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original) 7 von 24

www.parlament.gv.at



- 5 ':"' 

Die BCillesounc der Venvaltungsabßabc erfolGte GumüD Tarifpost 
Nr. 1?2 li t. c dor Dundesverwal tungsabgabenvorordni.mg 1957, 
BGD1 • .rir .48 aus 1957 unter Zugrundclcgung des HöchstausmaDes 
der Gebührenfläche .. . 
Die FestsetzunG der Kommissionsgebühr grUnd~t sich auf § 1 Pkt.1 
lit.b der LandeskoIDmissionsgcbUhrenvcrordnung 1954, LGD1.Nr.17 
aus 1954, unter Zugrundelegung einer Kommissionsdauer von 
zwölf und ,zehn halben Stunden in Anwesenheit von drei und einem 
Amtsorgan. 
Die BarLuslagen für den Sachverständigen des l:..rbei tsinspektoratos 
wurden nach doren Tarif vorgeschrieben. 

Rechtsmittelbelehrunß: 

Gegen diesen Be~;cheid steht die binnen z\ve:L Wochen nach er­
folgter Zustellung schriftlich oder tclegraphisch beim Mugistr~t0 
Linz einzubringende Berufung offen. 

:Grgeht an: 
1.) VereiniGte Österr. ßisen- u.Stahlwerke AG. Linz, Mulde"nstr.5~ 

als KonsensVlerber unter Anschluß von 4 genehmieten Flänen, 
eines Posterlagscheines und der Betriebsbeschreibung vom 
8.5.1958. 

2. ) 

3. ) 

Bundesministerium f. y'erkehr u .Elektrizi tätswirtschaft Wien, 
zu ZI.5495/1-1958 v .23.501958 unter Anschluß einer llbschrif,t 
der Yerhandlungschrift v. 18.6.1958. 
Österr~ J3undesbahnen, Strcckonleitung Linz unter Anschluß 
einer Bescheidabschrift. 

'4.) Technischer Überwachungsveroin, Dienststelle Linz, Blum2"~r· 
straße 16. 

5.) Stadtwerke Linz. 
6.) Gesundheitsamt - Stadtklimauntersuchungsstelle. 
7,,) Das .!!"rbci tsinspeli:torat für den 9. Aufsichtsbezirk, Linz, 

Hauptplatz 8, unter l_nschluB von 4 Genehmigten Plänen 
und 2 Beilagen. 

Zur Kenntnisnahme an: 
8. das Finanzamt Li.nz-Bewcrtungsstelle 
9. den r:TagistratLinz, Statistisches ilmt 

10. den f.lagistrat Linz, Steueramt 
11. den Magistrat Linz, DezirksverY'lul tungsamt z .Ie. 

Der Amtsleiter: 
I.A. : 

Dr. Zcchmeister eh. 

F • d • R • d .11. us f • ; 

" L(I) .. ' _1 ~'-_ 
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GZ 671/R-SO 

Magistrat der Landeshauptstad t Linz 

Baurechtaamt 

18. Mai 

ljetref:f: Vereinigte Österr. Eisen- und Btahlvlerke AG. 
Errichtung eiues zweiten Blasstfiahlweri::es 
im WcrJ;::sgelände (Akt 119) .. 
Betricbsberlilligung • 

B" e s c h eid 

60 

Auf Grund des Ergebnisses der kommissionellen Erhebungen 
~om 12.8 .. , 14.8.1959 und 30.3.1960 wird: hiermit. der Vereinigten 
Österr .. Eisen- u. Stahlwerke AG .. für das innerhalb des Be­
trieb'sgeländes derVÖnST iu·der KG .. St .. Peter errichtete, mit 
hao Bescheide vom 15 .. 7 .. 1958, GZ 671/R-SO; genehmigte zweite 
Blasstahhyerk (LD-Stahlwerk Ir) mit 2 T·iegel die Betriebs-

. bewilligung erteil t 0 .. 

An Verwaltungsabgabe' und Komrnis~iorisgebühr sowie Barauslage n­
ersatz für, die Inanspruchnahm~ eines Vertreters des Arbeits­
inspektorates 1st gemäß §§ 76~ 77'u'nd 78 AVG 1950 und§" 10 

. Abs ... 4 des Arbeitsinspektionsgeaetzes ein Betrag von S 4 .. 418,--' 
an den. Magistrat Linz zu.· entrich:t;en .. Dieser Betrag ~81:;. binnen 
8 Tagen mittels beiliegenden Posterlagacheines andE!n Magistrat 
Linz - Stadthauptkasse zu entrichten~ 

Beg r ü n dun g g 

Im zit1ertenGenehmigungsbescheid wurde die Erteilung der Be­
triebsbewilligung ausdrüc~ich vorbehalten .. Wie das Ergebnis 
der amtlichen Nachschauten erga~,. waren die im Genehmigungs­
bescheid rechtskrhftig vorgeächr~ebenen Bedingungen und Auf­
lagen erfüllt •. 
. Die BemesGung der Venvaltungsabgabe er~olgte gemäß ~arifpast 
40 der Gemeindeverwaltungsabgabenverordnung 1957 ,1 ~GBl. Nr.13. 

Die Ko~ionsgebühr bemißt sich nach' § 1 lit.b der Landes­
kommissionsgebUhrenverordnung 1954 (LGBl. 17 ex 1'954) unter. 
Zugrundelegung einer Kommissionsdauer von vierzehn, acht und 
vier halben Stunden in ~nwosenheit von je zwei bzw. drei Amts-
organen. . 
Der Vorschreibung der Barauslagen für die Vertreter des Arbeits­
inspektorates liegt deren Gebührentarif zu Grunde. 

Als Barauslage war überdies für die Stempel~ng der Nieder­
schriften vom 1208., 14.8.1~59 und 30.3.1960 ein Betrae von 
S 720-- zu verrechnen. 

'J' 
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Rechtsmittelbelehrung: 

Gegen dies en Bescheid steht die binnen zVJei Wochen nach Zu-· 
stellung schriftlich oder telegraphisch beim Magistrate Linz ein­
zubringende. Berufung offen, di,e einen, begrUndeten Berufungsantrag 
zu enthalten hat. 

Ergeht an: 

1 • ) Die Vereinigte Österr. Eisen- und Stahlwerke AG., Linz, 
Muldenstraße 5, als Konsenswerberin unter Anschluß von' 26 
Plänen, 6 Be1lagen und 7 Stück Kranunterlagenmit 1 Be­
stätigung u~d 1 Erlagscheine 

Österr. Bundesbahnen, Streckenleitung Linz. 
r •• " ,. ",. • 

2. ) 

Das ,Arbei tinspektorat .für de'n 9. Au.fsichtsbezirk, Linz, 
Hauptplatz 8. '.' . 

3. ) 
. .. .. . 

4.) Das Bundesministerium .für Verkehr und Elektrizitätswirt­
schaft, Verkehrs-Arbeitainspektorat, \'Iien I., Elisabeth-
straße 9~ zu Zl. 40e564~I/9~60. . 

5.) Technischer Uberwachuogsverei.n, Dienststelle Linz, Blumauer­
straße 16 .. 

Nachrichtlich werden ~rständist: 

60 l Das Finanzamt Linz - Be'wertungsstelle 
7.. das Steueramt 
8. das Statistische Amt .. 

F .. d .. ll.d .. Ausf.3 
.",-" I . 

'[/~'('" : ,." \; ... A ,:"l'" •• ' 

Der Amtsleiter: 
IoA.:· 

Dr. Zechmeister eh. 
(Wagistratsoberkommissär) 

" 
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LANDESHAUPTSTADTLINZ 
DER tv".tAGISTRAT - Ballrechtsamt 

als Gewerbebehörde I. Instanz 
Ge4dja4tl:eiclbiirnz, Ha'lptstr 0 1~5, Ne'les Rathans Datum 

SOl/SO 12.8.1987 

Auskunft erteilt: MR Dr. Ne111inger 

Zimmer: 4043, Tel.2393/3025 DW 

Parteienverkehr : Dienstag 'Ind 
Freitag von 7 - 12 Uhr 

Betreff: VOEST Alpine AG; 

I. 

Schlackengranula t- und Rohbimserze11gungi 
Ergänz1lng der Betriebsanlagengenehmigllng 

B e s ehe i d 

Gemäß §§ 79 und 333 der Gewerbeordnung 1973 (GewO 1973), BGB1.Nr. 
50/1974 i.d.g.F., werden für die nachstehende gewerbebehördliche 
Betriebsanlage folgende andere oder zusätzliche ~lflagen 
vorgeschrieben: 

1) Die Anlagen zur Schlackengranulat- und Rohbimserzeugung 
dürfen in der bestehenden Form längstens bis 31.12.1989 
betrieben werden. 

2) Ab 1.1.1990 darf die Hochofenschlacke nur mehr nach 
emissionslosem Verfahren granuliert und geschällmt werden. 

3) Als emissionslos gilt ein Verfahren, das sämtliche 
nachstehende Bedingungen erfüllt: 

4) 

a) die beim Granlllieren, beim Schäumen und beim Abkippen 
,der geschäumten Schlacke entstehenden Schwaden werden 

'im Normalbetrieb vollständig erfaßt und kondensiert. 

b) die in den Schwaden enthaltenen Gase Schwefelwasser­
stoff und Schwefeldioxid werden absorbiert und in 
unschädliche Reaktionsprodukte wie Calciumsulfat oder 
elementaren Schwefel umgewandelt. 

c) das zum Granlllieren und Schällmen. der Schlacke sowie zum 
Niederschlagen der dabei entstehenden Schwaden dienende 
Wasser wird über Einr ichtnngen Z'lm Ergänzen, Kühlen und 
Belüften des Wassers im Kreislauf geführt. 

Ebenso gilt jedes andere als das oben beispielhaft 
angeführte Verfahren als emissionslos, das diesem 
hinsichtlich der Emissionen gleichwertig ist. 

Bis znr Umstel1nng auf ein emissionsloses Verfahren ist der 
Betrieb der Anlage zur Rohbimserzenglmg nnr mehr zwischen 14 
Uhr nnd 21.30 Uhr Ortszeit gestattet •. 

2377/AB XVII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original) 11 von 24

www.parlament.gv.at



Erfüllungsfrist: 

Verpflichteter: 

- 2 -

ist jeweils bei den einzelnen Punkten 
angeführt 

VOEST Alpine AG 

Datlm und GZ des Betriebsanlagengenehmigungsbescheides: 
15.7.1958, GZ 671/R-SO 

Datum und GZ des Betriebsbewilligungsbescheides: 
18.5.1960, GZ 671/R-SO 

Art lInd Umfang der Anlage: Schlackengranu1at- und Rohbims­
erzeugung 

Straße, Hausnummer: im Werksgelände 

Katastralgemeinde: St. Pater 

Beg r ü n dun 9 

Aufgrund des haG durchgeführten Ermittlungsverfahrens, 
insbesondere der am 21050 und 11.8.1987 vorgenommenen 
Uberprüfungsverhandlung im Zusammenhalt mit dem vom 
Vermessungsamt vJien erstellten und als "Feststellung einer 
H2S-Quellein Linz" übertitelten Zwischenbericht vom Juli 1987 
s~ellt sich folgender Sachverhalt dar: 

Die ggstl. Anlagen zur Schlackengranulat- und Rohbimserzellgung 
liegen östlich vom HO Ader VOEST-Alpine AG. 

Die von den Hochöfen (z.Bo HO A und/oder HO 6 usw.) anfallende 
Schlacke (flüssig bei einer Tempo von 1.350 Grad C) wird mit 
Hilfe der Werksbahn zu o.a. Betriebsanlage, welche örtlich 
voneinander getrennt angeordnet ist, befördert. 
Das Schlackengewicht je Pfanne beträgt zwischen 20 und 30 Tonnen. 

a) Granulaterzeugllng 

Die Granulaterzeugllng findet in einem mit Wasser gefüllten Becken 
mit den Ausrnassen von 8 x 20 x 7 m statt. 
Auf den 4 vorhandenen Rutschen wird die Schlacke in "flüssigen 
Aggregatzustand aufgegeben. Das Wasser dient als Kühl- und 
Transportmittel, wobei die Schlacke von flüssigen in den festen 
Aggregatzustand abkühlt. 
Anschließend werden die Schlackengranulate mit Hilfe eines 
vorhandenen Baggers aus dem Becken in einen Zwischenbunker 
gefördert und von dort versandt. 
Die Beaufschlag11ng der flüssigen Schlacke auf -die Rinne wurde 
je Pfanne zwischen 3 un~ -4 Minuten aufgegeben;-der gesam~e 
Arbeitsaufwand (bei 6 Pfannen) dauert demnach c~. 30 Minuten 
einschließlich anfallender Manipulationsarbeiten. 
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b) Rohbimserzeilgllng 

Die Rohbimserzeugungsanlage befindet sich im direkten Anschluß 
(östlich) zur Granulationserzellgungsanlage. 

Auch hier wird die Schlacke im flüssigen Zustand über die 
Schlackenpfannen, welche auf den Eisenbahnwaggons aufgesetzt 
sind, angeliefert. Die Schlacke wird im flüssigen Zustand auf 
eine Schäumtasse aufgegeben, welche mit Wasser von unten 
beaufschlagt wird. 
Das Wasser dient hier als Kühlmittel. Nach Beendigung der 
Wassereinwirk'mg wird die abgekühlte Schlacke (teigiger Zustand) 
in die darunter liegende Mulde gekippt. ., 

Von dort gelangt der Rohbims über Förderb~nder in das 
Betriebsgebällde "Sieberei", vlO .das Zwischenprodukt weiter 
aufbereitet wird. . 
Der Einguß auf die Schäumtasse dauert max. 2 Minuten. 

Der Chemismus der Schlackenverarbeitung beschreibt sich wie 
folgt: 

Derzeit wird in der Hütte Linz der VOEST Alpine neben dem 
Hochofen A ständig einer der Hochöfen 3 - 6 betrieben. Bei den 
Hochofenabstichen fallen je Tonne Roheisen rund 340 kg Schlacke 
an. 1986 betrug die Gesamtproduktion an Schlacke 902.000 to, 
davon 185.000 to Hüttenbims, 563.000 to Granulat und 154.000 to 
Brecherpro~lkte. 

Die Schlackenanalyse ergibt etwa folgende Zusammensetzungen: 
37 % CaO, 10 % MgO, 37 % Si02, 10 % A1203, 1,2 % Mn, 1 % S. 
Die Schlackenbasizität lt. Sollmöller 1987 errechnet sich zu 
1,425. 

Sowohl bei der Granulation als auch bei der Hüttenbimserzellgllng 
wird die mit einer Temperatur von annähernd 1500 Grad C vom 
Hochofen angelieferte Schlacke mit Wasser abgeschreckt. Bei 
dieser hohen Temperatllr kommt es zu einer Reaktion des in der 
Schlacke enthaltenen Schwefels mit Wasser und Lllftsauerstoff, 
wobei Schwefelwasserstoff und Schwefeldioxyd gebildet werden. 
Infolge der Basizitat der Schlacke wird allerdings nnr ein 
kleiner Teil des Schwefelgehaltes als H2S freigesetzt, der Rest 
bleibt an die basischen Schlackenbestandteile ge~lnden. Je 
stärker die Schlackenoberfläche dem Luftsauerstoff allsgesetzt 
ist, desto mehr S02 wird außerdem gebildet. Für das Ausmaß der 
H2S-Bildung ist primär die Temperatur bestimmend, für die 
wiederum der Wassereinsatz bei den Löschverfahren den Ausschlag 
gibt. 
Beim Granulieren liegt ein relativ günstiger Wassereinsatz von 
etwa 7 m3 pro Tonne Schlacke vor, sodaß die Schlacke . 
verhältnismäßig rasch unter die für die H2S-Bildung kritische 
Temperatur von 800 Grad C abgekühlt wird. Beim Schäumprozeß soll 
die Schlacke jedoch möglichst heiß sein und wird auch eine 
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Wassermenge von nur 0,7 m3 pro Tonne Schlacke eingesetzt, die 
praktisch VOllständig verdampft wird. Es wird geschätzt, daß die 
Schlacke nach dem Schäumen beim Abkippen in das Kühlbecken noch 
etwa 800 Grad C heiß ist. 

Hinsichtlich der aus der Schlackenverarbeitung resultierenden 
Luftbelastung werden vom llmweltschlltztechnischen Sachverständigen 
ausgeführt, daß sowohl beim Granulieren als auch beim Schäumen 
der Schlacke sowie beim Abkippen der geschäumten Schlacke 
Dampffahnen auftreten, die mit H2S und S02 befrachtet sind. 
Derzeit werden die Schwaden ins Freie emittiert, Einrichtungen 
zur Erfassung oder Ableitung der Dämpfe sind nicht vorhanden. 
Aus den oben beschriebenen Gründen ist die Schlackenschäumung im 
Allgemeinen mit höheren Emissionen verbunden als der 
Granulierprozeß. 

Um festzustellen, ob von den Schlackenlöschanlagen der VOEST 
Alpine Belästigungen der Wohnbevölkerungim Linzer Raum durch 
Schwefelwasserstoffgeruch ausgehen können, hat das 
Umweltbundesamt am 4. und 50 Juni 1987 im Auftrag des Amtes für 
Umweltschutz des Nagistrates Linz Transmissionsmessllngen im 
Werksgelände der VOEST Alpine und in Steyregg durchgeführt. 
Echte Emissionsmessungen sind derzeit nicht möglich, da die 
Dampfschwaden diffus emitiert werden. 

Bei ortsfesten Messungen in der Nähe der schlackenlöschanlagen 
wurden während eines Schäumprozesses eine H2S Konzentration von 
347 ppb und während GrawIlationsvorgängen H2S Konzentrationen 
zwischen 9 und 612 ppb gemessen (momentane Maximalkonzentration 
Integrationszeit rd~ 1 seco). 

Transmissionsmessungen am linken Donanufer, gegenüber dem 
Werksgelände der VOEST, die entlang einer 1.2QQ m langen 
Fahrstrecke des lvleBwagens a1Ifgenommen wurden, ergaben momentane 
Maximalkonzentrationen bis zu 165 ppb während einer 
Dampfentwicklung, die von blauem Rauch begleitet war. Dabei 
handelte es sich offenbar llm einen Schäumprozeß. Die Abgasfahne 
auf dem Steyregger Donauufer war im Mittel etwa 1.000 m breit; in 
max o der Konzentrationsverteilung ergaben sich 59 p~b H2S und 95 

.ppb S02, gemittelt über einer Meßzeit von ~5 Min. Diese Messungen 
wurden bei scharfem Westwind durchgeführt. 

Schließlich erfolgten Messungen in unmittelbarer Nähe der 
Schlackenlöschanlagen, wobei versucht wurde die Abgasfahnen 
möglichst an Stellen hoher Belastnng zu erfassen. Die dabei 
gemessenen momentanen Maximalwerte betrugen 909 ppb beim 
Schlackenschäumen und 98 ppb H2S beim Granulieren. 

In werkseigenen Messungen der VOEST Alpine AG wurde verslIcht, mit 
Hilfe einer Lanze allS den beim Granulieren und Schä1lmen 
entstehenden Schwaden eine Probe, möglichst nahe dem 
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Entsteh1mgsort, zu ziehen. Dabei ·wurden nach Analyse 
H2S-Naximalkonzentrationen von 175 mg/m3 an der Schäumanlage und 
55 mg /m3 beim GranlIlieren gefunden. 

Zu d~n H2S-Immissionen im Linzer Raum ist allgemein festzuhalten, 
daß 1n der als Beurteilungshilfe herangezogenen O.ö.~lftreinhalte­
verordnung in der letztgültigen Fassung für Schwefelwasserstoff 
nachstehende Immissionsgrenzwerte festgelegt sind: 
Halbstundenmittelwert: 0,020 mg/m3 
Tagesmittelwert: 0,007 mg/m3 
K11rzzeitgrenzwert: 0,010 mg/m3 
Langzeitgrenzwert: 0,005 mg/m3 

Der Kurzzeitgrenzwert ist gleichzusetzen mit dem 97,5 Perzentil, 
der Langzeitgrenzwert ist gleichzusetzen mit dem arithmetischen 
Mittel der Halbstundenmittelwerte je Monat. In den besonders 
belasteten Gebieten wird längstens bis zjm 31.12.1990 für 
Schwefelwasserstoff (und einige andere Schadstoffe) höchstens der 
zweifache Immissionsgrenzwert geduldet. 

Der Grenzwert der O. Ö. LuftreinhaI teverordn1lng für den 
H2S-Halbstundenmittelwert liegt annähernd im Bereich der 
Geruchsschwelle, für die Werte von 5 bis 10 ppb in der Literatur 
angegeben werden (10 ppb H2S entsprechen unter Normbeding1mgen 
etwa 0,014 mg/m3). Der MAK-Wert beträgt 10 ppm bzw. 15 mg/Nm3. 
Infolge seines äuBerst intensiven und unangenehmen Geruches ist 
H2S bereits in sehr niedrigen Konzentrationsbereichen deutlich 
wahrnehmbar. 

Derzeit wird Schwefelwasserstoff im Bereich von Linz von 3 
MeBstationen des Meßnetzes des Amtes der O.ö. Landesregierung 
erfaßt, dies sind die Stationen ORF-Zentrum, Berufsschulzentrum 
und Steyregg-Weih. Die kontinuierlich registrierten 
H2S-Immissionskonzentrationen werden als Halbstundenmittelwerte 
angegeben. 

Zwischen 1.7.1986 und 30.6.1987 waren etwa 33 Episoden zu 
verzeichnen, während derer es im Verlauf von einem Tag oder 
einigen Tagen zu gehäuften Uberschreitungen des einfachen 
Grenzwertes für den Halbstundenmittelwert der H2S-Konzentration 
an einer der genannten Meßstationen gekommen ist. Dabei lagen die 
höchsten registrierten Halbstundenmittelwerte bei etwa 1.100 % 
des einfachen Grenzwertes, entsprechend 0,22 mg/m3 oder 155 ppb. 
Diese Konzentration entspricht ziemlich genall dem vorn 
Umweltbundesamt während eines Schlackenschäumprozesses am linken 
Donaullfer gemessenen Spitzenwert. 

Beschwerden über "Schwefelgeruch" oder "Geruch nach faul~n Eiern" 
wurden seit Beginn des Jahres 1987 mehrfach an das Amt für 
Umweltschntz, die Unterabteilung Immissionsschutz des Amtes der 
Ooöo Landesregierung sowie an die VOEST Alpine AG herangetragen. 
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Unter Zugrundele~lng dieses Sachverhaltes ~lrde folgende 
chemotechnische bzw .. umweltschutztechnische Beurteilung erstellt: 

Aus den Messungen des Umweltbnndesamtes geht hervor, daß von den 
Schlackenlöschanlagen der VOEST Alpine AG auBerordentlich hohe 
H,S-Immissionen verursacht werden können. Die auch in größerer 
Entfernung von der Quelle bei Transmissionsmessungen 
festgestellten Konzentrationen liegen sehr weit über der 
Gerllchschwelle. Die Anlagen zum Granulieren nnd Schäumen der 
Hochofenschlacke sind daher jedenfalls geeignet, in Teilen der 
Stadt Linz starke. GeruchsQelästigungen zu "verursachen, 
insbesondere bei austauscharmer Wetterlage. 

Aufgrund der häufigen Beschwerden über H2S-GerllChsbelästigungen 
und der häufigen Uberschreitungen des Grenzwertes für den 
H S,..Halbstundenmittelwert im Linzer Raum ergibt sich die 
d~ingende Notwendigkeit emissionsmindernder Maßnahmen bei den 
ggstl. Anlagen. 

Von der dem Ermittlungsverfahren beigezogenen ärztlichen 
Amtssachverständigen wurde hiezu gutächtlich festgestellt, daß es 
durch besonders enge Verbindungen des Riechhirns mit vegetativen 
Zentrum bei Geruchsbelästigungen zu vegetativen Symtomen wie 
Appetitlosigkeit, Ubelkeit, Brechreiz, Kopfschmerzen, 
Augenirritationen und erheblichen Schlafstörungen kommt. 

Außerdem können länger anhaltende Geruchsbelästigungen zu 
psychosomatischen Reaktionen führen, die psychosomatische 
Symptome und schließlich psychosomatische Erkrankungen 
her.vorrufen können. 

Bestimmte Personengruppen können besonders betroffen sein, wie 
Personenmit Lungenemphysem oder Bronchialasthma. Dabei können 
über Reflexmechanismen massive Bronchospasmenund dadurch ein 
Asthmaanfall ausgelöst werden. 

Allfgrund dieser Tatsachen kann nach dem derzeitigen Stand der 
Wissenschaft eine Gesundheitsgefähr~lng durch die hohen 
H2S-Immissionen, welche durch die Schlackenlöschanlage verursacht 
werden, nicht ausgeschlossen werden. . 

Diese gutächtlichen Feststellungen waren folgender rechtlichen 
Beurteilung zu unterziehen: 

Gemäß § 79 Abs. 1 GewO 1973 hat die Behörde für den Fall, daß 
sich nach Genehmigung der Anlage ergibt, daß die gemäß § 74 Abs. 
2 legocit. wahrzunehmenden Interessen trotz Einhaltnng der im 
Genehmignngsbescheid llnd im Betriebsbewilligungsbescheid . 
vorgeschriebenen Auflagen nicht hinreichend geschützt sind, 
andere oder zllsätzliche Allflagen vorzuschreiben; 
soweit solche Auflagen nicht Zllr Vermeidung einer Gefährdung des 
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Lebens oder der Gesundheit der im § 74 Abs. 2 Ziffer 1 genannten 
Personen notwendig sind, müssen diese Auflagen für den 
Betriebsinhaber wirtschaftlich zumutbar sein. 

Die in der oa. Gesetzesstelle zitierten, gemäß § 74 Abs. 2 
leg.cit. wahrzunehmenden Interessen umfassen u.a. den Schutz der 
Nachbarn vor Gesundheitsgefährdungen und Belästigungen durch 
Ger1lch und Rauch. 

Eine Uberprüfung allfälliger Auflagen des Genehmigungs- oder 
Betriebsbewilligungsbescheides war im ggstl. Verfahren nicht 
vorzunehmen, die die verfahrensgegenständlichen Anlagenteile nach 
den haG Ermittlungen im Verfahren zur Gen~hrnigung des 
Blasstahlwerkes mitbehandelt wurden, ohne detailliert darauf 
einzugehen bzw. gesonderte Vorschreibungen zu treffen. 

Es war daher zu prüfen, ob beim derzeitigen Betrieb der Anlage 
der Schutz der Nachbarn im Sinne des § 74 Abs. 2 leg.cit. im 
erforderlichen Ausmaß gewährleistet ist. 

Nach den eingangs dargestellten Gutachten der 
Amtssachverständigen führt der Betrieb der Schlackenlöschanlagen 
zu außerordentlich hohen H S-Immissionen, die - insbesonders bei 
Inversionswetterlagen - st~rke Ger1lchsbelästigungen nach sich 
ziehen, die sich in zahlreichen Beschwerden manifestierten. 

Nachdem durch diese H2S-Immissionen eine Gesundheitsgefährdung 
ans ärztlicher Sicht nicht ausgeschlossen werden kann, hatte die 
Behörde im ggstl. Fall in Ausübung der ihr gemäß § 79 GewO 
auferlegten Verpflichtung geeignete Haßnahrnen zur Gewährleistung 
des Nachbarschaftsschutzes vorzllschreiben, ohne hiebei auf die 
wirtschaftliche Zurnutbarkeit einzugehen. 

Bei der Beurteilung der Art und des Umfanges der 
vorzuschreibenden Auflagen war von folgenden Randbedingungen 
auszugehen: 

Primär kann bei der Schlackengranulation die H S-Entwicklung 
durch rasche Abkühlnng der Schlacke unter 800 trad C minimiert 
werden. Das Massenverhältnis Wasser zu Schlacke soll mindestens 
10 : 1 betragen, die Temperat1lr des Granulationswassers soll 
unter 35 Grad C liegen und 65 Grad C keinesfalls überschreiten. 
Beim Schlackenschäumen ist jedoch die Wirksamkeit von 
Primärmaßnahmen wegen der geringen Wassermenge von vornherein 
äußerst eingeschränkt. Als Sek'lndärmaßnahmen wllrden bereits in 
den 60-er Jahren bei vergleichbaren Anlagen in der BRD 
Einhausungen und Abgaswäscher installiert, die jedoch - von 
sicherheitstechnischen ~roblemen abgesehen - im wesentliqhen nur 
zu einer Verlager1lng der Emissionsprobleme auf die Abwasser- oder 
Abfallseite führten. 
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Lösungen, die den Anforderungen des Umweltschutzes voll 
entsprechen, können nach neueren Erkenntnissen zumindest bei der 
Schlackengranulation nur durch eine Abkehr von der 
Pfannenwirtschaft und eine Verlagerung des Granulationsprozesses 
an den Hochofen gef1lnden werden. Bei der weiteren Planung für das 
Werk Linz der VOEST Alpine werden grundsätzlich die weiteren 
Weichenstellungen für den Hochofenbetrieb zu berücksichtigen 
sein, die sich durch die künftige teilweise Umstellung der 
Roheisenerzeugung auf das Corexverfahren ergeben würden. 

Bei den von den Arntssachverständigen des Maschinenamtes und des 
Amtes für Umweltschutz durchgeführten Besichtigungen von 
Schlackenverarbeitungsanlagen in der BRD konnte festgestellt 
werden, daß emissionsarme Verfahren für die Granulation bereits 
Stand der Technik sind. Diese Verfahren sind durch folgende 
Merkmale gekennzeichnet: 

Die beim Schlackenlöschen entstehenden Schwaden werden im 
Normalbetrieb vollständig erfaBt und kondensiert. 

Die in den Schwaden enthaltenen Schadgase werden dabei 
absorbiert und in wässriger Lösung in unschädliche 
Reaktionsprodukte (vorwiegend Gips, aber auf elementarer 
Schwefel) umgewandelt. 

Das Prozeßwasser wird über Einrichtungen zur Ergänzung, zur 
Kühlung und zUr Belüftung des Wassers im Kreislauf geführt. 

Bei ursprünglicher Vorgabe eines Emissionsgrenzwertes von 
beispielsweise 100 ppm H2S konnten der Wasserkreislallf und die 
darin ablaufenden chemischen Reaktionen soweit optimiert werden, 
daß im störungsfreien Bereich bei der Schlackengranulation 
praktisch überhaupt keine Emissionen auftreten. 

Infolge des hohen CaO-Gehalts der Hochofenschlacke stellt sich 
beim Kreislaufwasser ein PH-Wert zwischen 7,5 und 9,5 ein. Durch 
diese Basizität des Wassers wird bei der Kondensation der 
Schwaden die vollständige Absorbtion von H2S und S02 ermöglicht. 
Neben einer geringfügigen Synproportionierung von H2S und S02 zu 
elementaren Schwefel erfolgt vor allem die Bild1mg töslicher 
Sulfide und Sulfite, die schließlich unter der Katalyse von 
Manganionen Z'l Sulfat oxydiert werden 0 Als Oxyta tionsmi ttel 
dienen Luftsauerstoff und das im Kreislaufwasser gelöste Nitrat. 
Infolge des Vorhandenseins von Calciumjonen wird bei 
Uberschreibung des Löslichkeitsproduktes von Kalziumsulfat 
schließlich Gips ausgefällt. 

Die Erricht1mgszei t für .eine allsschließlich zur 
Schlackengranulation dienende ~nlage nach einern solchen 
emissionslosen Verfahren beträgt nach Herstellerangaben 8 Monate. 

-.0 _.-
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Aus der qualitativen Ubereinstirrunung der Emissionsprobleme folgt, 
daß eine Lösung bei der Bimsanlage ähnlich wie bei der Granu­
lation und wahrscheinlich im Zusammenhang mit dieser erfolgen 
muß. Im Gegensatz zur Granulation ist jedoch fü:r. die Schlacken­
schäumung derzeit noch keine wirklich befriedigende emissions­
technische Lösung verfügbar .. Ein entsprechendes Verfahren, das 
den Erfo:r.de:r.nissen des Umweltschutzes auch bei der 
Bimserzeug1mg voll gerechnet wird q muß somit e:r.st entwickelt 
werden. Diese Verfahrensentwicklung ·bestimmt a1lch den Zeitbedarf 
für eine integrierte Lösung im Zusammenhang mit der 
Granulationsanlage. ' 

Aus technischer Sicht ist für die Verfahrensentwicklung eine 
Frist von mindestens 2 1/2 Jahren erforderlich. Wegen der 
Dringlichkeit des Problems mußte andererseits geforde:r.t werden, 
daß dlese Frist für die Umstellung der Schlackenlöschprozesse a'lf 
ein emissionsloses Verfahren nicht überschritten wird. Um die 
fristgerechte Projektsausführung zu gewährleisten, wird es 
erforderlich sein, daß Projektsunterlagen seitens der VOEST 
ALPINE bis etwa Ende 1988 vorgelegt werden. 

Vorläufig, d.h. bis zur Umstellung auf ein emissionsloses 
Verfahren, muß der Betrieb der Bimsschänmanlage auf die Zeit 
zwischen 14 und 21,30 Uhr Ortszeit beschränkt werden, weil zu 
erwarten ist, daß Geruchsbelästigungen und 
Grenzwertüberschreitungen infolge ungünstiger 
Ausbreitungsbedingungen in dieser Zeit (und nur in dieser Zeit) 
selten auftreten. 

rulS den angeführten Gründen waren die im Spruch enthaltenen 
Auflagen vorzuschreiben. 

Von den Vertretern der VOEST ALPINE AG wurde in deren 
Stell1mgnahme zum Verhandlllngsergebnis darauf hingewiesen, daß 
die Gewerbeordnung auf den gesllnden, normal empfindlichen 
Menschen und nicht mlf Personen mit Erkran~lngen im LUngen- und 
Bronchialbereich abstelle. 

Zum Glltachten des umweltschlltztechnischen Amtssachverständigen 
wurde 

a) zu 2.302. ausgeführt, daß die Auswertung der 
Emissionsbelastllng, wie ihres Wissens a,lsschließlich in 
Ober.österreich üblich, nur nach Halbstundenmittelwerten 
erfolgt sei .. Diese Art der Allswertung lasse keine 
ausreichende Beurteilung über die Gesamtbelastung mit H2S zu 
und sei international unüblich. Um ein Gesamtbild bei 
Geruchsbelästigungen zn bekommen, sei daher eine . 
statistische Allswertun~ und ein Vergleich mit den 
Tagesmittelwerten, den Kurzzeitwerten und den Langzeitwerten 
der O.ö. Luftreinhalteverordnnng zu fordern, da nur so eine 
ausreichende Bellrteilllngsgrllndlage zu erhalten wäre, 
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b) zu 3.1.1. eingewendet, da es sich bei den Messungen des 
Umweltbundesamtes um Kurzzeitwerte (Integrationszeit 1 sec) 
handle, werde der Schluß, daß diese zu den starken 
Gerllchsbelästigungen im Linzer Raum führen, für Zll wenig 
untermauert gehalten. Diese Meinung werde noch dadurch 
bekräftigt, daß Beschwerden über Geruchsbelästigungen über 
das Grüne Telefon der VOEST ALPINE auch dann herangetragen 
werden, wenn die besagten Anlagen nicht in Betrieb wären 
bzw. Geruchsemissionen aufgrund der Windrichtung nicht in 
das Stadtgebiet gelangen können, 

c) zu 3.1.2. bemerkt, daß die hier beschriebenen Merkmale 
ausschließlich auf BeobachtllDgen und. Firmenangaben beruhten 
und in dieser absoluten Form anzuzweifeln seien, da 
Meßergebnisse nicht vorgelegt worden wären, 

d) zu 3.1.3. und 3.2. angemerkt, daß in einern am 7.8.1987 im 
Beisein der Behörde geführten Gespräch mit dem Hersteller 
der beispielhaft angeführten Anlage dieser.eine Auslegung 
in Form eines emissionslosen Verfahrens als technisch 
realisierbar ausgeschlossen habe. Grundsätzlich wären der 
VOEST ALPINE keine emissionslosen Verfahren bekannt. 

e) Bezugnehmend auf 301.3. könne sich die VOEST ALPINE die 
Vorlage entsprechender Konzepte bis Ende 1988 &lrchaus 
vorstellen, die Vorlage von ausgereiften Einreichprojekten 
ließe sich im derzeitigen Stadium nicht festlegen. 

f) Schließlich erschiene zu 3.2. der Zeitpunkt 31.12.1989 im 
Hinblich auf die Realisier~lng eines weltweit neuen, erst zu 
entwickelnden Verfahrens nicht haltbar. Dies sei auch von 
den von uns konsultierten Firmen im Beisein der Behörde 
bestätigt worden. 

Hierüber hat die Behörde im einzelnen wie folgt erwogen: 

Zum Hinweis betreffend die Stellungnahme der ärztlichen 
SaChverständigen ist festzustellen, daß die Maßstäbe "eines 
gesllDden, normal empfindlichen Menschen" nach dem klaren Wortlaut 
der Bestimmung des § 77 Abs ~ 2 GewO lediglich der Bellrteilung der 
Frage der Zumutbarkeit der Belästigungen der Nachbarn 
zugrundezulegen ist. 

In Anbetracht der im ggstl. Fall nicht auszuschließenden 
Gefährdung der Gesundheit im Sinne des § 74 Abs. 2 Z. 1 GewO 
mußten die Maßstäbe eines Dnrchschnittsmenschen außer Betracht 
bleiben. 

Die Feststellungen zum Gutachten des nmwe1 tschlltztechnischen 
Amtssachverständigen waren folgendermaßen zu werten: 

p 
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ad a) 

Zur beanstandeten Heranziehung von Halbstundenmittelwerten ist 
entgegenzuhalten, daß eine Geruchsbelästiglmg 'md eine 
langfristig daralls resultierende Gesllndheitsgefährdung schon im 
Falle der mehrmaligen, permanenten, sei es auch kurzfristigen 
überschreitung von Halbstllndenmittelwerten nicht auszuschließen 
sind, zumal Halbstundenmittelwerte als kennzeichnend für 
Belästigungen anzusehen sind. 

ad b 

Diesem Einwand stehen die unter 2.2.2. en~haltenen gutächtlichen 
Feststellungen entgegen, wonach sich auch über eine Meßzeit von 
15 Minuten ein gemittelter Wert von 59 ppb H2S errechnen läßt. 

ad c 

Dem Argument, daß die unter 3.1.2. beschriebenen Merkmale in 
dieser absoluten Form anzuzweifeln wären, wurde in der Weise 
Rechnung getragen, daß das lmter Auflagenpunkt 2 vorgeschriebene 
emissionslose Verfahren im Auflagenp1mkt 3 lediglich beispielhaft 
beschrieben wurde und der VOEST ALPINE AG jedes andere Verfahren, 
das diesem hinsichtlich der Emissionen gleichwertig ist, zur 
Erfüllung der Auflage offengelassen wurde. 

Im übrigen darf darauf verwiesen werden, daß die Vorschreibung 
eines Grenzwertes nicht vorgenommen wurde. 

ad d) 

Zum angezogenen Gespräch mit dem Anlagenhersteller ist 
richtigstellend festzuhalten, daß sich der Gesprächsinhalt 
lediglich auf einen Grenzwert der Emissionskonzentration bezog 
und das Vorbringen der Vertreter der Betriebsanlageninhaberin n'lr 
für die Emissionskonzentration Richtigkeit besitzt. 

ad e) und f) 

Die Bemessung der vorgeschriebenen Fristen erfolgte 'unter 
Berücksichtigung der Dringlichkeit des Problems. 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß die von der VOEST ALPINE 
AG vorgebrachten Arg'lmente nicht geeignet waren, eine 
anders lautende Entscheidung herbeizuführen. 

Es war daher sprllchgemäß zu entscheiden und waren die vom 
umwel tsclll1tz technischen Sachve;r: ständigen geforderten Allf1.agen. in 
uneingeschränkter Form vorzuschreiben. 
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Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann binnen zwei Wochen ab Zustellung 
schriftlich oder telegrafisch beim Magistrat der Landeshauptstadt 
Linz die Berufung eingebracht werden. 
Die Berufung hat einen begründeten Rechtsmittelantrag zu 
enthalten und ist zu vergebühren: Die Eingabe mit S 120,--, 
Beilagen mit S 30,-- pro Bogen, maximal mit S 180,--. 

Ergeht an: 

Verpflichteter: VOEST ALPINE AG, Mnldenstraße 5, Linz 

Zur Kenntnisnahme an: 

Amt der O.ö. Landesregierung/Abt. Gewerbe (bes. überwachungs­
pflichtige Betriebsanlagen), Altstadt 30, 4010 Linz, unter 
Anschluß einer Verhandlungsniederschrift vom 11. 8. 1987. 

F.d.R.d.A. : 
(! 

0h, 

Für den Bürgermeister: 
Der Amtsleiter: 

i.A. 
Dr. Neulinger eh. 

Magistr.atsrat 
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LANDESHAUPTSTADT LINZ 
DER MAGISTRAT - Bau re c h t sam t 

als Gewerbebehörde I. Instanz 
GeschäRszeichen 

501/ SO 
VOESl ALPINE AG, Schlackengranulat- und Rohbims-

Betreff erzeugung, Ergänzung der Betriebsanlagengenehmigung 
Bescheidabänderung 

BE S eHE I 0 

Datum 

3.11.1987 

Gemäß § 68 Abs. 2 AVG 1950 werden die Auflagenpurikte 2 - 4 des Bescheides des 
Magistrates Linz - Baurechtsamt als Gewerbebehörde I. Instanz vom 12.8.1987, 
GZ 501/S0, behoben und durch folgende Auflagen ersetzt: 

1) Ab 1.1.1990 darf die Hochofenschlacke nur mehr nach solchen Verfahren 
granuliert und geschäumt werden, die nachstehende Forderungen erfüllen: 

a) Die beim Granulieren, beim Schäumen und beim Abkippen der geschäum­
ten ~chla~ke.entstehende~ H2S-beladenen Schwaden werden im Normal­
betrleb mogllchst vollstandlg erfaßt und kondensiert. 

b) Die in den Schwaden enthaltenen Gase Schwefelwasserstoff und Schwefel­
dioxid werden absorbiert und in unschädliche Reaktionsprodukte wie 
z.B. Calciumsulfat oder elementaren Schwefel umgewandelt. 

siehe bitte Seite - 2 -
Begründung 

Gemäß der zitierten Gesetzesstelle können Bescheide von Amts wegen von der Behörde. die den Bescheid erlassen hat. 

aufgehoben oder abgeändert werden. soweit aus ihnen niemanden ein Recht erwachsen ist. 
Die nunmehr aufgehobene bzw. abgeänderte Vorschreibung ist vom rechtsbegründenden Bescheidinhalt trennbar. Es 
erwächst auch aus ihr niemanden ein Recht. Die vorgenommene Bescheidabänderung ist daher zulässig und wurde aus 

fO(~~M<G(ünden vanllxlllfX« der Präzisierung der Bescheidauflagen veranlaßt . 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann binnen zwei Wochen nach Zustellung beim Magistrat der Landestlauptstadt Linz schriftlich 

oder telegrafisch Berufung eingebracht werden. 
Die Berufung ist zu vergebühren: die Eingabe mit S 120,·-. Beilagen mit S 30.-- pro Bogen. maximal mit S 180.-- und 
hat einen begründeten Rechtsmittelantrag zu enthalten. 

Ergeht an: 

1) VOEST ALPINE AG, Turmstraße 44, 4020 Linz 

Ergeht abschriftlich an: 
2) Amt der O.Ö. Landesregierung, Abt. Gewerbe (bes. überwachungspflichtige 

Betriebsanlagen) , Altstadt 30, 4010 Linz 

F.d.R.d.A.: 

~tt~ 
BR.!'.. lq· 5'84 

Für den Bürgermeister: 
Der Amtsleiter: 

i. A. 
Or. Neulinger eh. 

Magistratsrat 
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c) Das zum Granulieren und Schäumen der Schlacke sowie zum Nieder­
schlagen der dabei entstehenden Schwaden dienende Wasser wird über 
Einrichtungen zum Ergänzen, Kühlen und Belüften des Wassers im 
Kreislauf geführt. 

Ebenso ist ein Verfahren zulässig, daß den unter a) - c) gestellten 
Forderungen hinsichtlich der Emissionen gleichwertig ist. 

2) Bis zur Umstellung des Verfahrens nach Ziffer 1), längstens jedoch 
bis 1.1.1990 ist der Betrieb der Anlage zur Rohbimserzeugung mög­
lichst auf die Zeit zwischen 14.00 Uhr und 21.30 Uhr zu beschränken. 
Ein Betrieb außerhalb dieser Zeit ist nur ausnahmsweise nach vorhe­
riger fernmündlicher Verständigung des Amtes für Umweltschutz des 
Mag1strates Linz zulässig. 
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